Memorandum

vertraulich

Nach dem deutschen Einmarsch in Prag im März 1939 respektierte die Regierung Seiner Majestät im Vereinigten Königreich weiterhin die tschechoslowakische Gesandtschaft in London und die tschechoslowakischen Konsulate auf dem britischen  Territorium. Ihre Position hat sich nicht geändert seit die Regierung Seiner Majestät im Herrschaftsgebiet eine ähnliche Haltung angenommen hat.
2. Nach dem Ausbruch des Krieges, respektierte die Regierung Seiner Majestät am 20. Dezember 1939 das Tschechoslowakische National Committee "als qualifiziert, um das tschechoslowakische Völker zu vertreten und insbesondere die Vorkehrungen für den Wiederaufbau der tschechoslowakischen Armee in Frankreich zu treffen."

3. Eine der wichtigsten Bedingungen, die die Regierung Seiner Majestät für die weitere Anerkennung stellte, war, dass Dr. Benes fähig ist, eine engere Verbindung zwischen den Tschechen und Slowaken im Ausland zu sichern. Dies wurde schließlich durch eine Versöhnung zwischen Dr. Benes und der Slowakischen Führung, dem ehemaligen tschechoslowakischen Ministerpräsidenten, Dr. Hodza, erreicht und am 18. Juli 1940  wurde eine vorläufige tschechoslowakische Regierung anerkannt. Viscount Halifaxs Brief an Dr. Benes, der diese Anerkennung weiterleitete, enthielt folgende Passage: "Die Regierung Seiner Majestät hebt hervor, dass das Personal dieser provisorischen Regierung dazu bestimmt ist, die Vertretung des tschechischen und slowakischen Volkes zu sein, und es wird davon ausgegangen, dass beabsichtigt ist, dass der Nationalrat (worauf Dr. Benes  zuvor hingewiesen hat) auch innerhalb seiner Mitgliedschaft  vollständig repräsentativ  soll bezüglich  der Charakteren von und des Kompromisses mit anerkannten tschechischen und slowakischen Führungen im Ausland, die nicht bereits in der vorläufigen Regierung enthalten sind."
5. Eine Liste der Mitglieder der Provisorischen tschechoslowakischen Regierung und der anderen Mitglieder des Nationalrates ist beigefügt. Die Slowaken sind mit einem Kreuz markiert. Es ist ersichtlich, dass sechs der dreizehn Mitglieder der Regierung Slowaken sind.
6. In diesen Verhandlungen mit Dr. Benes wurde nichts über die Aufnahme eines ruthenischen Vertreters in den tschechoslowakischen Staatsapparat gesagt, seit 
(a) ungewiss ist, ob es überhaupt wünschenswert ist, auf die Rückkehr der Ruthenier aus Ungarn in die Tschechoslowakei zu drängen:
(b) Dr. Benes schien diese Frage in der Schwebe lassen zu wollen und 
(c) es gibt keine herausragenden ruthenischen Führer. Wie auch immer, es wird tatsächlich ein Vertreter der  Ruthenen im Staatsrat enthalten sein. Die Regierung Seiner Majestät gibt noch zu bedenken, dass es klüger wäre, die Ruthenen-Frage in der Schwebe zu lassen und der  Zukunft dieser relativ kleinen und unbedeutenden Volksgruppe nicht vorzugreifen.
7. Viel Kopfzerbrechen machte andererseits das Sudetenproblem und die Diskussionen zwischen Dr. Benes und Dr. Jaksch, dem Führer der ehemaligen Sudetendeutschen Sozialdemokratischen Partei waren ermutigend. Dr. Benes hat den Sudetenvertretern 6  freie Sitze im Nationalrat für Sudeten-Vertreter überlassen und hat angeboten, eine der beiden Vize-Präsidentschaften einem Sudeten anzubieten. Es fanden mehrere Gespräche zwischen Dr. Benes und Dr. Jaksch statt, aber es gibt in der gegenwärtigen Situation wenig Hoffnung auf eine befriedigende Lösung aus den folgenden Gründen: 

(i) Dr. Jaksch kann nur für eine Minderheit  der Sudetendeutschen Partei und nicht für die Sudetendeutschen als Ganzes sprechen.
ii) Viele Tschechen zu Hause würden schockiert sein über Zugeständnisse an die Sudetendeutschen, die sie weitgehend für ihre gegenwärtige Unterdrückung verantwortlich machen.
(iii) Dr. Jaksch möchte sich selbst nicht auf eine Form des Sudetenvereins innerhalb eines tschechoslowakischen Staates festlegen, bevor nicht über den künftigen Status und die innere Struktur eines solchen Staates in einem späteren Stadium des Krieges mehr Klarheit besteht. Für den Moment kann  daher die Regierung Seiner Majestät nicht über ihren bisher vertretenen Standpunkt hinausgehen, dass bis zu einer Lösung der Schwierigkeiten zwischen Dr. Benes und dem demokratischen Führer der Sudeten, die Position beibehalten wird hinsichtlich der Ausübung der rechtlichen Autorität durch die tschechoslowakische Regierung über bestimmte tschechoslowakische Staatsangehörige (d.h .Sudetendeutsche und andere Dissidenten) und ihr Eigentum in diesem Land.
8. Im Ergebnis ist es aufgrund der gegenwärtigen Umstände kaum möglich, für eine tschechoslowakische Regierung und den Nationalrat,  eine weitergehende Repräsentanz als die Administration von Dr. Benes zu arrangieren.

9. Nun ist von Dr. Benes ein weiterer Antrag eingegangen, auf volle Anerkennung der tschechoslowakischen Regierung, auf der gleichen Grundlage wie sie die anderen alliierten Regierungen in England erhielten. In der Praxis fand für Dr. Benes und seine Regierung bereits eine Gleichstellung mit den anderen alliierten Regierungen im Vereinigten Königreich statt, und nun gibt es Schwierigkeiten hinsichtlich des Weges, Dr. Benes 'Antrag auf volle Anerkennung nachzukommen. Es ist jedoch wichtig, der tschechoslowakischen Bevölkerung zu Hause weitere Unterstützung zu geben und ihnen zu zeigen, dass ihre Führer in London  als auf der gleichen Ebene mit den anderen Exil-Staats- und Regierungschefs hier jetzt angesehen werden. Seine Majestät der Regierung erwägt daher die folgende Zwischenlösung, die Dr. Benes, so ist es zu verstehen, vorerst genügen könnte,
(1) Der Begriff  "Vorläufige" soll in der Praxis nicht länger für die Bezeichnung der tschechoslowakische Regierung verwendet werden, aber dies bedeutet nicht, dass ihr die volle Anerkennung zuerkannt wurde.
(2) Ein Beamter im Rang eines Ministers würde als "Britischer Diplomatischer Vertreter der tschechoslowakischen Regierung“ ernannt. Ein "Tschechoslowakischer Diplomatischer Vertreter" würde im Gegenzug anerkannt, wenn die tschechoslowakische Regierung einen benennen wollte, zusätzlich oder anstelle der vorhandenen tschechoslowakischen Geschäftsführung. Diese Vertretung würde weder Beglaubigungsschreiben beinhalten noch die volle Anerkennung ihrer Ernennung. 
10. Bei der Umsetzung dieses Vorschlags für Dr. Benes würde die Regierung Seiner Majestät (a) die Aussage, die zum Zeitpunkt der Anerkennung der provisorischen Regierung gemacht wurde, wiederholen, dahingehend, dass sie nicht die Anerkennung nach sich zieht oder die Festlegung  irgendwelcher bestimmter Grenzen in Mitteleuropa für die Zukunft bedeutet: (b) Sie wiederholen den Vorbehalt wegen der erörterten Lage der Sudetendeutschen und anderen Dissidenten: (c) Sie halten an Ihre derzeitigen reservierten Haltung bezüglich  Dr. Benes 'Behauptung, dass es keine Unterbrechung in der juristischen Kontinuität der tschechoslowakischen Republik gegeben hätte fest, und stellen diese Frage bis zur Prüfung zu einem geeigneten Moment zurück.
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